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Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtun g (EWS) 
des Zweckverbandes Wasser/Abwasser „Obere Saale“ 

 
Aufgrund des § 19 (1) und § 20 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 
(GVBl. Nr. 2 S. 41) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. März 2014 (GVBl. S. 82, 83) in 
Verbindung mit § 20 (2) des Gesetzes über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) 
vom 11. Juni 1992 (GVBl. S. 232), in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Ok-
tober 2001 zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2013 (GVBl. S. 194, 201) erlässt 
der Zweckverband Wasser/Abwasser „Obere Saale“ folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Der Zweckverband betreibt zur Abwasserbeseitigung eine öffentliche Einrichtung. 
 
(2) Die Entwässerungseinrichtung umfasst die leitungsgebundenen Entwässerungsanla-
gen, die Abwasserbehandlungs- und Fäkalschlammbehandlungsanlagen. Art und Umfang 
der Entwässerungseinrichtung bestimmt der Zweckverband. 
 
(3) Zur Entwässerungsanlage des Zweckverbandes gehören auch die Grundstücksan-
schlüsse, soweit sie sich im öffentlichen Bereich befinden. 
 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 

 
(1) Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind abgegrenzte Teile der Erdoberfläche, die im 
Bestandsverzeichnis eines Grundbuchblattes unter einer besonderen Nummer eingetra-
gen sind. Mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinne des Grundbuch-
rechts stellen ein Grundstück im Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen verbindlicher 
planerischer Feststellung oder tatsächlicher Geländeverhältnisse nur in dieser Form bau-
lich oder gewerblich nutzbar sind, diese Grundstücke oder Grundstücksteile aneinander 
angrenzen und die Eigentumsverhältnisse insoweit identisch sind.  
 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten auch für Erb-
bauberechtigte und Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 
4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB). Von mehreren ding-
lich am Grundstück Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Ge-
samtschuldner. § 2 Abs. 3 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) bleibt 
unberührt. 
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§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
Abwasser: ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 

Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlägen aus dem 
Bereich von bebauten oder befestigten Flächen abfließende 
und gesammelte Wasser (Niederschlagswasser) sowie das 
sonstige zusammen mit Schmutz- oder Niederschlagswasser in 
Abwasseranlagen abfließende Wasser. 

  Als Abwasser gilt auch das aus Anlagen zum Behandeln, La-
gern und Ablagern von Abfällen austretende und gesammelte 
Wasser sowie der aus Kleinkläranlagen anfallende Schlamm, 
soweit er aus häuslichem Abwasser stammt. 

 
öffentliche 
Entwässerungsanlage: umfasst das öffentliche Abwassernetz und die öffentlichen 

Sammelkläranlagen 
 
öffentliches Abwasser- 
netz (Kanalnetz): leitungsgebundene Anlage zur Aufnahme und zum Transport 

von Abwasser ab Grundstücksgrenze bzw. ab Übergabe-
schacht auf dem Grundstück bis zu einer öffentlichen Sammel-
kläranlage oder einem Vorfluter (Gewässer). 

  Das öffentliche Abwassernetz umfasst die Kanäle, Grundstück-
anschlüsse und Sonderbauwerke (z. B. Regenrückhaltebecken, 
Pumpwerke, Regenüberläufe) 

 
öffentliche 
Sammelkläranlage: ist eine Anlage zur Behandlung des Fäkalschlammes sowie des 

gesammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum Ge-
wässer 

 
Kanal: dient der Ableitung von Schmutzwasser, Niederschlagswasser 

oder Mischwasser 
 
abflusslose Grube: stationärer wasserundurchlässiger Behälter ohne Ablauf zur 

Sammlung von häuslichem Schmutzwasser und für Fäkalien 
aus Trockentoiletten auf dem Grundstück 

 
Grundstücksanschluss: Teil des öffentlichen Abwassernetzes 
 Rohrleitung vom Kanal bis zur Grundstücksgrenze bzw. bis zur 

straßenseitigen Außenkante des Übergabeschachtes, wenn 
dieser nicht mehr als 2 Meter von der Grundstücksgrenze ent-
fernt ist. 

 
Mess- / Kontrollschacht: 
(Übergabeschacht) Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage, der sich in 

der Regel am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage in 
Richtung Grundstücksanschluss befindet. Er dient dem Zugang 
zum Grundstückanschluss und der Grundstücksentwässe-
rungsanlage zur Kontrolle und Reinigung vom Grundstück aus. 
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Grundstücks- 
entwässerungsanlage: Gesamtheit der Anlagen eines Grundstückes innerhalb und au-

ßerhalb des Gebäudes, die der Ableitung (z .B. Abwasserlei-
tungen, Schächte, Inspektionsöffnungen, Hebeanlagen, Einrich-
tungen zum Rückstauschutz, Geruchsverschlüsse) und der 
Sammlung (z. B. abflusslose Grube, Regenwasserrückhaltung), 
der Vorbehandlung (z. B. Abscheideranlagen) und der Behand-
lung (z. B. Kleinkläranlagen) des auf dem Grundstück anfallen-
den Abwassers dienen. 

 
Straßenoberflächen- 
wasser: ist das auf öffentlichen Straßen anfallende Niederschlagswas-

ser, welches in die Straßenentwässerungsanlage abgeleitet 
wird. 

 
Straßenentwässerungs- 
anlagen: sind Anlagen einer öffentlichen Straße zur Ableitung von 

 Straßenoberflächenwasser 
 
Grundstückskläranlagen 
(Kleinkläranlage): Abwasserbehandlungsanlage mit einem Zufluss häuslichen

 Schmutzwassers von maximal 8 m³/d bzw. 50 Einwohnerwer-
ten, die auf einem Grundstück betrieben wird 

 
häusliches 
Schmutzwasser: durch den Gebrauch in seinen Eigenschaften verändertes 

Wasser aus Küchen, Waschküchen, Waschräumen, Baderäu-
men und Spültoiletten sowie Wasser anderer Herkunft, das in 
seiner Beschaffenheit dem häuslichen Schmutzwasser ver-
gleichbar ist 

 
Fäkalschlamm: Abwasserschlamm, der in der Grundstückskläranlage zurück-

gehalten wird und Fäkalien aus Trockentoiletten, die im 
 Rahmen der öffentlichen Entsorgung in eine öffentliche Sam-
melkläranlage eingeleitet bzw. eingebracht werden. 

 
öffentliche Fäkal- 
schlammentsorgung: Transport und der Behandlung des Fäkalschlamms 
 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück, das durch einen 
Kanal erschlossen ist, nach Maßgabe dieser Satzung an die öffentliche Entwässerungsan-
lage angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 alles Abwasser 
in die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten. Welche Grundstücke durch einen Ka-
nal erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband. Der Grundstückseigentümer kann 
unbeschadet weitergehender bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlan-
gen, dass Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. 
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(2) Grundstückseigentümer, auf deren Grundstück das dort anfallende Abwasser nicht in 
eine öffentliche Sammelkläranlage eingeleitet werden kann, sind zum Anschluss und zur 
Benutzung der öffentlichen Fäkalschlammentsorgung berechtigt. 
 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 
 

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne weiteres von der öf-
fentlichen Entwässerungsanlage übernommen werden kann und besser von demje-
nigen behandelt wird, bei dem es anfällt. 

 
2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnis-

mäßig hohen Aufwands nicht möglich ist. 
 

3. wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das 
Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 

 
(4) Unbeschadet des Absatzes 3 besteht ein Benutzungsrecht nicht, soweit eine Versicke-
rung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich 
ist. Der Zweckverband kann hiervon Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn die Ab-
leitung von Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist. 
 
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4 (1)) sind verpflichtet, bebaute und auch unbebau-
te Grundstücke, wenn dort Abwasser anfällt, an die öffentliche Entwässerungsanlage an-
zuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss 
rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bau-
liche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd oder vorüberge-
hend vorhanden sind. 
 
(2) Die zur Benutzung der öffentlichen Fäkalschlammentsorgung Berechtigten (§ 4 (2)) 
sind verpflichtet, für ihre Grundstücke die öffentliche Fäkalschlammentsorgungseinrichtung 
zu benutzen. Zufahrt und Grundstückskläranlagen sind so instand zu halten, dass jeder-
zeit ungehindert die Abfuhr erfolgen kann. 
 
(3) Von Grundstücken, die an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen sind 
oder von denen der Fäkalschlamm entsorgt wird, ist im Umfang des Benutzungsrechts 
alles Abwasser in die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten und bei der Fä-
kalschlammentsorgung der Grundstückskläranlage zuzuführen (Benutzungszwang). Ver-
pflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben 
auf Verlangen des Zweckverbandes die dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 
 
 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder 
zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Eine Be-
freiung von der Fäkalschlammentsorgung kann insbesondere für landwirtschaftliche Be-



 

Seite 5 von 14 

triebe erfolgen, wenn der dort anfallende Fäkalschlamm auf betriebseigenen Ackerflächen 
ordnungsgemäß aufgebracht werden kann. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der 
Gründe und Vorlage aller notwendigen Genehmigungen schriftlich bei dem Zweckverband 
einzureichen. 
 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt er-
teilt werden. 
 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflich-
tet, so kann der Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis 
begründen. 
 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der 
Beitrags- und Gebührensatzung entsprechend. Soweit es sachgerecht ist, kann die Son-
dervereinbarung auch abweichende Regelungen treffen. 
 
 

§ 8  
Grundstücksanschluss 

 
(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von dem Zweckverband hergestellt, erneuert, ge-
ändert und unterhalten. Der Zweckverband kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht 
nach § 1 (3) Bestandteil der Entwässerungsanlage sind, auf Antrag zulassen oder von 
Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer den Grundstücksanschluss ganz 
oder teilweise herstellt, erneuert und unterhält; die §§ 10 bis 12 gelten entsprechend. 
 
(2) Der Zweckverband bestimmt die Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücks-
anschlüsse. Er bestimmt auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete 
Wünsche der Grundstückseigentümer werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 
 
Soll der Grundstücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich 
geändert werden, sind die näheren Einzelheiten, insbesondere der Kostentragung, vorab 
in einer gesonderten Vereinbarung zu regeln. Ein Anspruch auf die Änderung eines funkti-
onstüchtigen Grundstücksanschluss besteht nicht. 
 
(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage ange-
schlossen oder anzuschließen ist, muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den 
Einbau von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen sowie von Son-
derbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit diese 
Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallen-
den Abwassers erforderlich sind. 
 
 

§ 9 
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungseinrichtung angeschlossen 
wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit einer Grundstücksentwässerungsanlage 



 

Seite 6 von 14 

zu versehen, die nach den anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu 
unterhalten und zu ändern ist. 
 
(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind mit einer Grundstückskläranlage zu ver-
sehen, wenn das Abwasser keiner öffentlichen Sammelkläranlage oder vergleichbaren 
Anlage zugeführt wird. Die Grundstückskläranlage ist auf dem anzuschließenden Grund-
stück so zu erstellen, dass die Abfuhr des Fäkalschlammes durch Entsorgungsfahrzeuge 
möglich ist; sie ist Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage. 
(3) Grundstücksentwässerungsanlagen ohne unmittelbare oder angeschlossene Behand-
lung des Abwassers sind unzulässig. 
 
(4) Der Zweckverband kann in Ausnahmefällen oder als Übergangslösung die Errichtung 
einer abflusslosen Grube mit einem ausreichenden Speichervolumen zulassen. 
Das Speichervolumen ist dem Abwasseranfall anzupassen, soll jedoch mindestens 6 m³ 
betragen. 
 
(5) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzusehen. 
Der Zweckverband kann verlangen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein 
Messschacht zu erstellen ist. 
 
(6) Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, so kann der Zweckverband vom 
Grundstückseigentümer den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des 
Grundstückes verlangen. Dasselbe gilt für Pumpanlagen bei Grundstücken, die an Ab-
wasserdruckleitungen angeschlossen werden. 
 
(7) Die Rückstauebene ist die Straßenoberkante an der Einbindestelle des Grundstücks-
anschlusses in den öffentlichen Kanal. 
Entwässerungsgegenstände, die unterhalb der Rückstauebene liegen, sind wirkungsvoll 
und dauerhaft durch den Grundstückseigentümer gegen schädliche Folgen von Rückstau 
aus dem öffentlichen Abwassernetz zu schützen. 
 
(8) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich 
geeignete Unternehmer ausgeführt werden. 
 
(9) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen noch nicht dem Stand 
der Technik, so sind die erforderlichen Anpassungsmaßnahmen innerhalb angemessener 
Fristen durchzuführen. 
 
 

§ 10 
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind bei 
dem Zweckverband folgende maßstabsgerechte Pläne und Unterlagen in doppelter Ferti-
gung einzureichen: 
 
a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks, 
 
b) Grundriss- und Flächenpläne, aus denen der Verlauf der Leitungen  und im Falle des § 

9 Absatz 2 die Grundstückskläranlage und die befestigte Zufahrt für die Fäkalschlam-
mentsorgung ersichtlich sind, 
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c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände, bezogen 
auf Normal-Höhe-Null (NHN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanalsohlen-
höhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, 
Schächte sowie höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind. 

 
d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder Abwässer, die in seiner Beschaffenheit
 erheblich vom Haushaltsabwasser abweichen, zugeführt werden, ferner Angaben über 
 
 - Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, wenn de-

ren Abwasser mit erfasst werden soll, 
 

 - Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials der Erzeugnisse, 
 

 - die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge, 
 

 - Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers, 
 

 - die Zeiten, in denen eingeleitet wird, 
 

 - die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, Dekontami-
nierung) mit Bemessungsnachweisen. 

 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Be-
triebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehand-
lung beabsichtigten Einrichtungen. 

 
Die Pläne haben den bei dem  Zweckverband ausliegenden Planmustern zu entspre-
chen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und Planfertigern zu unterschreiben. 

 
(2) Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungsanlagen 
den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der Fall, so erteilt der Zweckver-
band schriftlich die Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit 
Zustimmungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen er-
teilt werden. Andernfalls setzt der Zweckverband dem Bauherrn unter Angabe der Mängel 
eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut 
einzureichen. 
 
(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlagen darf erst 
nach schriftlicher Zustimmung des Zweckverbandes begonnen werden. Eine Genehmi-
gungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßenbau- und wasserrechtlichen Best-
immungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 
 
(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann der Zweckverband Ausnahmen zu-
lassen. 
 
 

§ 11 
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerung sanlage 

 
(1) Die Grundstückseigentümer haben dem Zweckverband den Beginn des Herstellens, 
des Änderns, des Ausführens größerer Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens drei 
Tage vorher schriftlich anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss 
wegen Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn in-
nerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 
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(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Die Grundstückskläran-
lage sowie alle Leitungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Zweckverbandes mit 
Füllmaterial verdeckt werden. Bei Verstoß gegen die Verpflichtung aus Satz 2 ist der 
Zweckverband berechtigt, die Freilegung der Grundstückskläranlage bzw. der Leitungen 
zu Lasten des Grundstückseigentümers anzuordnen. 
 
(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und 
Werkstoffe bereitzustellen. 
 
(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen Frist durch die Grundstücks-
eigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist dem Zweckverband zur Nach-
prüfung anzuzeigen. 
 
(5) Der Zweckverband kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungsanlagen nur 
mit seiner Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die Zustimmung kann insbesondere 
davon abhängig gemacht werden, dass seitens des vom Grundstückseigentümer beauf-
tragten Unternehmens eine Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit der 
Anlagen vorgelegt wird. 
 
(6) Die Zustimmung nach § 10 (3) und die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 
durch den Zweckverband befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den aus-
führenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vor-
schriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage. 
 
 

§ 12 
Überwachung 

 
(1) Der Zweckverband ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jederzeit zu 
überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen und Messungen durchzuführen. Dasselbe gilt 
für die Grundstücksanschlüsse und Messschächte, wenn der Zweckverband sie nicht 
selbst unterhält. Zu diesem Zweck ist den Beauftragten des Zweckverbandes, die sich auf 
Verlangen auszuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu gewähren 
und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grundstückseigentümer werden davon 
vorher möglichst verständigt; das gilt nicht für Probeentnahmen und Abwassermessungen. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu unterhaltenden Grund-
stücksentwässerungsanlagen in Abständen von zehn Jahren durch einen fachlich geeig-
neten Unternehmer auf Bauzustand, insbesondere Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit un-
tersuchen und festgestellte Mängel beseitigen zu lassen. Über die durchgeführten Unter-
suchungen und über die Mängelbeseitigung ist dem Zweckverband eine Bestätigung des 
damit beauftragten Unternehmers vorzulegen. Der Zweckverband kann darüber hinaus 
jederzeit verlangen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in 
einen Zustand gebracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der 
öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässerverunreinigungen ausschließt. 
 
(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit 
erheblich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann der Zweckverband den Einbau 
und den Betrieb von Überwachungseinrichtungen verlangen. 
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(4) Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den Grundstücksan-
schlüssen, Messschächten, Grundstücksentwässerungsanlagen, Überwachungseinrich-
tungen und etwaigen Vorbehandlungsanlagen unverzüglich dem Zweckverband anzuzei-
gen. 
 
(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten auch für die Benutzer der 
Grundstücke. 
 
 

§ 13 
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grunds tück 

 
Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind außer Betrieb zu setzen, sobald ein Grund-
stück an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen ist; das Gleiche gilt für 
Grundstückskläranlagen, sobald die Abwässer einer ausreichenden öffentlichen Sammel-
kläranlage zugeführt werden. Sonstige Grundstücksentwässerungseinrichtungen sind, 
wenn sie den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 nicht entsprechen, in dem Umfang außer 
Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage anzu-
schließen ist. 
 
 

§ 14 
Entsorgung des Fäkalschlammes 

 
(1) Der Fäkalschlamm in der Grundstückskläranlage ist durch den Zweckverband oder 
einen von ihm beauftragten Abfuhrunternehmer einmal pro Jahr abzufahren und einer Be-
handlungsanlage zuzuführen. 
 
Der Zweckverband kann gegen Nachweis (z. B. Schlammspiegelmessung) oder wenn im 
Einzelfall die jährliche Abfuhr des Fäkalschlamms unverhältnismäßig sein sollte, auf An-
trag einen anderen Turnus zulassen. 
 
Den Vertretern des Zweckverbandes und ihren Beauftragten ist ungehindert Zutritt zu den 
Grundstücksentwässerungseinrichtungen zu gewähren. 
 
(2) Der Zweckverband bestimmt den genauen Zeitpunkt, zu dem die Durchführung der 
Entsorgung beabsichtigt ist. Ein Anspruch des Benutzers besteht insoweit nicht. 
 
(3) Die planmäßigen Termine zur Fäkalschlammentsorgung werden durch den Zweckver-
band in geeigneter Form bekanntgemacht. 
 
(4) Der Grundstückseigentümer kann bei Bedarf einen zusätzlichen Entsorgungstermin 
beantragen. Der Zweckverband entscheidet über diesen Antrag unter Berücksichtigung 
der betrieblichen Erfordernisse der öffentlichen Fäkalschlammentsorgung. 
 
(5) Der Inhalt der Grundstückskläranlagen geht mit der Abfuhr in das Eigentum des 
Zweckverbandes über. Der Zweckverband ist nicht verpflichtet, in diesen Stoffen nach ver-
lorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Werden darin Wertgegenstände 
gefunden, sind diese als Fundsachen zu behandeln. 
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§ 15 
Verbot des Einleitens 

 
(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die 
die Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der Fäkalschlammbehandlungsanla-
gen, die Klärschlammbeseitigung oder Klärschlammverwertung beeinträchtigen oder die 
öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behin-
dern, erschweren oder gefährden oder die in den öffentlichen Abwasseranlagen arbeiten-
den Personen oder dem Vorfluter schaden können. Dies gilt für Flüssigkeiten, Gase, 
Dämpfe und feste Stoffe. 
 
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 

1. feuergefährliche Stoffe oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin, Benzol, Öl 
 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente 
 

3. radioaktive Stoffe 
 

4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Sam-
melkläranlage oder des Gewässers führen, Lösemittel 

 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe 
verbreiten können 

 

6. Grund- und Quellwasser 
 

7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstof-
fe,Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Tre-
ber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten 

 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus 
Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke 

 

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut 
aus Grundstückskläranlagen und abflusslosen Gruben unbeschadet der Rege-
lungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme 

 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der  Besorgung einer Giftigkeit, Langlebigkeit, 
Anreicherungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder 
erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind, wie Schwermetalle, 
Cyanide, halogenierte Kohlen-Wasserstoffe, polyzyklische Aromaten, Phenole. 

 

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben: 
 

 - von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der öffentlichen 
Sammelkläranlage nicht den Mindestanforderungen nach § 7 a des Wasser-
haushaltsgesetzes entsprechen wird, 

 

 - das wärmer als + 35 °C ist, 
 

 - das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 
 

 - das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 
 

 - das als Kühlwasser benutzt worden ist. 
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12. Abwässer die folgende Grenzwerte bei den nachfolgenden Inhaltsstoffen über-
schreiten: 

 

Chemischer Sauerstoffbedarf 
aus 15 min sedimentierter Probe (CSB) = 1200 mg/l 
 
Phosphor, gesamt (P)  = 20 mg/l 
 
Stickstoff (Tnb), gesamt (N)  = 100 mg/l 
 
Ammoniumstickstoff (NH4-N)  = 50 mg/l 
 
Nitritstickstoff (NO2-N)  = 5 mg/l 
 
Cadmium (Cd)  = 0,005 mg/l 
 
Kupfer (Cu)  = 0,15 mg/l 
 
Blei (Pb)  = 0,1 mg/l 
 
adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX) = 0,1 mg/l 
abfiltrierbare Stoffe (Abf)  = 500 mg/l 
 
Quecksilber (Hg)  = 0,001 mg/l 
 
Chrom, gesamt (Cr)  = 0,03 mg/l 
 
Nickel (Ni)  = 0,04 mg/l 
 
Kohlenwasserstoffe (gesamt)  = 20 mg/l 
 
Sulfide, Schwefelwasserstoff (als S berechnet) = 1 mg/l 
 
Chloride  = 500 mg/l 
 
schwerflüchtige lipophile Stoffe  = 100 mg/l 
 
Tenside (oberflächenaktive Stoffe)  = 15 mg/l 
 
polychlorierte Biphenyle (PCP)  = 0,005 mg/l 
 
oder weitere wassergefährdende Stoffe enthalten. 

 
(3) Der Zweckverband kann im Rahmen einer Sondervereinbarung Ausnahmen von den 
Einleitverboten nach Abs.1-2 zulassen. In der Sondervereinbarung ist neben den individu-
ellen Einleitbedingungen auch der Ausgleich des erhöhten Reinigungsaufwands (Stark-
verschmutzerzuschlag) zu regeln. 
 
 

§ 16 
Abscheider 

 
(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Öle, Stärke, oder Leichtflüssigkeiten in das Ab-
wasser gelangen können, sind Anlagen zum Abscheiden dieser Stoffe aus dem Abwasser 
einzubauen. 
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(2) Die Fettabscheideranlagen sind vom Grundstückseigentümer oder Nutzer mindestens 
einmal im Monat durch ein fachkundiges Unternehmen entleeren und reinigen zu lassen. 
Der Zweckverband kann auf schriftlichen Antrag einen abweichenden Entsorgungszeit-
punkt festlegen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer oder Nutzer hat die Abscheideranlage jährlich entspre-
chend der Vorgaben des Herstellers durch einen Sachkundigen warten und in regelmäßi-
gen Abständen von nicht länger als 5 Jahren von einem Fachkundigen prüfen zu lassen 
(Generalinspektion). 
 
 

§ 17 
Untersuchung des Abwassers 

 
(1) Der Zweckverband kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden 
Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet wird oder wenn 
Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, ist dem Zweckverband auf 
Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot 
des § 15 fallen. 
 
(2) Der Zweckverband kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch auf Kosten 
des Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Der Zweckverband kann verlangen, 
dass die nach § 12 (3) eingebauten Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrie-
ben und die Messergebnisse vorgelegt werden. 
 
(3) Die Beauftragten des Zweckverbandes und die Bediensteten der für die Gewässerauf-
sicht zuständigen Behörden können die anzuschließenden oder die angeschlossenen 
Grundstücke betreten, wenn dies zur Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 vorgese-
henen Maßnahmen erforderlich ist. 
 
 

§ 18 
Haftung 

 
(1) Der Zweckverband haftet unbeschadet Absatz 2 nicht für Schäden, die auf solchen 
Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ordnungsgemäßer Planung, Ausführung und 
Unterhaltung der Entwässerungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbeson-
dere auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden. 
 
(2) Der Zweckverband haftet für Schäden, die sich aus dem Benutzen der öffentlichen 
Entwässerungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Person, deren sich der Zweckver-
band zur Erfüllung seiner Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benut-
zung der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließlich des Grundstücksanschlusses 
zu sorgen. 
 
(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, 
haftet dem Zweckverband für alle seine dadurch entstehenden Schäden und Nachteile. 
Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand der Grund-
stücksentwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verursacht werden, soweit 
dieser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu erneuern, zu ändern und zu 
unterhalten ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
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§ 19 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen ein-
schließlich Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein im Entsorgungsgebiet liegen-
des Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und 
soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind.  
 
Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche Entwässerungsanlage ange-
schlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt 
werden oder für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich 
vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den 
Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten 
Inanspruchnahme seines Grundstückes zu benachrichtigen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn 
sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung 
hat der Zweckverband zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsor-
gung des Grundstückes dient. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen so-
wie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswe-
gen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 
 

§ 20 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach §§ 19, 20 Absatz 2 ThürKO (in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1, 23 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit - KGG) kann nach dieser Bestim-
mung mit Geldbuße bis zu 5 000,- € belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 
 
2. die Vorschriften des § 9 Abs. 3 verletzt, 
 
3. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 und 5 und § 17 Abs. 1 und 2 festge-

legten Melde-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten verletzt, 
 
4. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbandes mit der Herstellung oder 

Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt, 
 
5. entgegen den Vorschriften des § 15 Abwässer in die öffentliche Entwässerungsanlage 

einleitet. 
 
6. entgegen § 9 Abs. 8 die Anpassung nicht oder nicht umfassend in der vorgeschriebe-

nen Frist vornimmt. 
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§ 21 
Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

 
(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflich-
tungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Dul-
dens oder Unterlassens gelten die Vorschriften des Thüringer Verwaltungszustellungs- 
und Vollstreckungsgesetzes. 
 
 

§ 22 
Inkrafttreten und Übergangsregelung 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2016 spätestens jedoch am Tag nach Ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung vom 
03.12.2007 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 20.12.2010 außer Kraft. 
 
(3) Für bereits an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossene Grundstücke gilt 
in Bezug auf die Grenzwerte von §15 Absatz 2 Nr.12 eine Übergangsfrist bis zum 
01.04.2016. 
 
 
Schleiz, 03.12.2015 
 
 
 
Wohl 
Verbandsvorsitzender 


